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Die meisten von uns erleben es jeden Tag: Wer als 
Arbeitnehmer, Selbstständiger oder KMU in der 
Schweiz Durchschnittliches leistet, wird (unter Wett-
bewerbsbedingungen) durchschnittlich entschädigt. 
Will man aus diesem Durchschnitt ausbrechen, muss 
man sich weiterbilden, spezialisieren und Nischen 
besetzen, in denen man besondere Dienstleistungen 
und spezielle Produkte herstellen kann. Dieses 
 Prinzip der Spezialisierung gilt nicht nur für Privat-
personen und Firmen, sondern auch für Regionen 
und Länder. Die Schweiz besetzt trotz Kargheit des 
Landes und fehlender Rohstoffe wertvolle Nischen 
und hat eine starke Exportstellung vor allem in der 
Industrie und im Dienstleistungssektor. 

Die Schweiz muss indes Sorge dazu tragen, dass sie 
nicht durch Nachlässigkeit oder Selbstinteresse von 
Bürokratie und Politik die Spezialisierung beschädigt, 
durch die Wohlstand und Einkommen entstehen. Wir 
müssen uns jeden Tag aufs Neue bemühen, alles, was 
mit Leistungsbereitschaft, Verantwortung, Innova-
tionskraft, Risikobereitschaft, funktionierenden 
 Güter- und Faktormärkten, Ausbildung, politischen 
Prozessen etc. verbunden ist und zur gesamtwirt-
schaftlichen Leistung der Schweiz beiträgt, zu 
 bewahren und in der Tradition der Schweiz weiter- 
zuführen. Es muss das Hauptziel der Schweiz sein, uns 
in diesen Beziehungen vom Standard unserer Handels- 
partner deutlich abzuheben, um den Wohlstand der 
Schweiz und das Einkommen der Einwohner dieses 
Landes zu schützen und weiter zu erhöhen. Die 
Schweiz muss der Sonderfall bleiben, der sie ist.

Die automatische Übernahme ausländischer Gesetze 
oder Normen, die ungenügende Wahrnehmung der 
Schweizer Interessen in Verhandlungen mit dem  
Ausland, die unkontrollierte Zuwanderung auch 
 ungenügend qualifizierter Personen anstelle einer 
Versteigerung der Einwanderungsrechte oder die 
Verletzung der Rechtssicherheit, nur um dem Ausland 
zu gefallen, wird die Nischenstrategie der Schweiz 
weiter beschädigen, das Selbstbewusstsein der Schwei- 
zer schwächen und unser Land innert weniger Jahre 
einkommensmässig auf das Niveau des umliegenden 
Auslandes herunterstufen. Die Schweiz braucht eine 
Strategie, wie sie ihre Stellung im weltweiten Handel 
durch einen Ausbau ihrer Eigenart und ihrer Spezia-
lisierung vertiefen und verstärken kann. Das ist der 
Führungsauftrag an die politischen Parteien, ans  
Parlament und – nicht zuletzt – an den Bundesrat.

Martin Janssen ist Wirtschaftsprofessor an der Universität Zürich

Strategie für  
die Schweiz

Vergoldete Leitungen
Die Besitzer der Stromnetze kassieren mehr. Der Preisüberwacher ärgert sich

VON JÜRG MEIER

ZÜRICH Preisüberwacher Stefan 
Meierhans sagt es klipp und klar: 
«Es gibt keinen Anlass, den Strom-
unternehmen mehr Rendite zuzu-
gestehen.» Doch genau das will 
der Bund zum Ärger von Meier-
hans tun. Das Bundesamt für 
Energie plant, die Berechnungs-
methode des WACC für Strom-
netze anzupassen. Das aus dem 
Englischen stammende Kürzel 
steht für den gewichteten durch-
schnittlichen Kapitalkostensatz. 
Dieser legt fest, wie viel die Strom-
netzbesitzer verdienen dürfen.

Was nach technischem Geplän-
kel klingt, kommt die Stromkun-
den teuer zu stehen. 2013 soll der 
WACC um 0,57 Prozentpunkte 
oder mehr steigen. Das belastet 
die Stromrechnungen mit min-
destens 108 Millionen Franken.

Ein Zückerchen für  
die Stromfirmen

Die Strombranche hatte schon 
seit langem moniert, dass der Satz 
zu tief angesetzt sei und so Er-
neuerungen oder Neuinvestitio-
nen ins Netz verhindere. Dass der 
Bund den Stromfirmen nun plötz-
lich Gehör schenkt, hat für Preis-
überwacher Meierhans einen ein-
fachen Grund. «Man bekommt 
den Eindruck, dass hier ein Zü-
ckerchen an die Stromfirmen ver-
teilt wird. Sie müssen die geplan-
te Energiewende umsetzen. Nun 
will sie der Bund mit höheren Ge-
winnen auf den Netzen bei der 
Stange halten», sagt Meierhans. 

Der Preisüberwacher hält den 
heutigen Satz für genügend hoch. 
Auch darum, weil die 750 Strom-
netzbesitzer in der Schweiz – vom 
Stromriesen bis hin zum lokalen 
Kleinwerk – ohnehin bald mehr 
Geld erhalten. Ende 2013 läuft 
eine Regelung aus, gemäss der sie 
für ihre älteren Anlagen nur eine 
reduzierte Rendite erhielten. Be-
reits das dürfte den Stromfirmen 
jährlich 50 bis 80 Millionen Fran-
ken in die Kasse spülen, schätzt 
der Preisüberwacher. Mit der zu-
sätzlich geplanten WACC-Erhö-
hung werde das bestehende Netz 
zusätzlich «vergoldet».

Die Besitzer der Stromnetze er-
halten nicht nur mehr Geld, sie 

müssen auch weniger Risiko schul-
tern. Für verschiedene Parameter, 
die in die Berechnung des WACC 
einfliessen,  sind neu nämlich Un- 
tergrenzen vorgesehen. Die Ren-
dite für eine zehnjährige Bundes-
obligation beträgt gemäss Natio-
nalbank aktuell rund 0,6 Prozent. 

Der Verordnungsentwurf sieht da-
gegen eine Untergrenze von  
2,5 Prozent vor. «Dadurch kriegen 
die Stromnetzbetreiber zusätzlich 
eine garantierte Minimalverzin-
sung, die es im freien Markt nicht 
gibt», sagt der Preisüberwacher. 
Und dies, obwohl ihre Einnahmen 

dank ihrer Monopolstellung ohne-
hin bereits gesichert seien.

Laut Meierhans dürfen die Be-
sitzer der Stromnetze ihre Investi-
tionen bereits heute berücksichti-
gen, wenn sie dem Kunden ihre 
Netznutzungsentgelte verrechnen. 
«Das bietet ausreichende Investi-
tionsanreize.» Werde der WACC 
erhöht, gebe es «keinerlei Sicher-
heiten, dass zusätzliche Gewinne in 
neue Projekte investiert werden».

Ende Oktober finden zwei 
Anhörungen zum Thema statt

Interessenvertreter von Stromkon-
sumenten schliessen sich der Kri-
tik an. Jürg Brand, Verwaltungs-
ratspräsident der Giesserei Von 
Roll Casting und Mitglied in der 
Arbeitsgruppe Strom, stellt sich 
grundsätzlich gegen eine Erhö-
hung des WACC, «solange so vie-
le Fragen offen sind». Sara Stalder, 
Geschäftsleiterin der Stiftung für 
Konsumentenschutz (SKS), findet 
zwar, dass die Strompreise grund-
sätzlich zu tief sind. «Wir wehren 
uns aber gegen Preiserhöhungen, 
bei denen der Stromkunde keinen 
Gegenwert erhält», sagt Stalder. 
Auch sie vermisst eine Garantie 
dafür, dass die Mittel für den Netz-
ausbau eingesetzt werden. 

Sprecherin Marianne Zünd 
vom Bundesamt für Energie weist 
die Kritik zurück. Die Erhöhung 
der Rendite sei «eine wichtige 
Rahmenbedingung dafür, dass in-
vestiert wird». Eine Sprecherin 
des Verbandes der Schweizeri-
schen Elektrizitätsunternehmen 
(VSE) hält die Befürchtung, die 
zusätzlichen Gelder würden gar 
nicht investiert, für unbegründet. 
«Die Netzbetreiber sind gesetz-
lich verpflichtet, ein sicheres und 
leistungsfähiges Netz zu gewähr-
leisten.» Sie müssten Mehrjahres-
pläne erarbeiten und der Regulie-
rungsbehörde Elcom Jahr für Jahr 
Bericht erstatten. «Der Bund 
kann einem säumigen Netzbetrei-
ber gar Unterhaltsarbeiten oder 
Investitionen auferlegen», so die 
Sprecherin. Zudem weist sie dar-
auf hin, dass es nicht nur eine 
Untergrenze für den Zins gebe, 
sondern auch eine Obergrenze. 

Ende Oktober finden zwei An-
hörungen zum Thema statt. Da-
nach entscheidet der Bundesrat.

«Der Bund will die 
Stromfirmen mit  
höheren Gewinnen bei 
der Stange halten»
STEFAN MEIERHANS ÜBER  
DIE HÖHEREN NETZKOSTEN
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AKW Gösgen:  
Mehr Geld,  
weniger Risiko 
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